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M.A.I.-Verhandlungen 
vorerst abgebrochen
Seit Frankreich M itte  Oktober aus den OECD-Ver- 
handlungen ausgestiegen ist, scheint die Gefahr 
durch das Multila tera le Investitionsabkommen  
M.A.I. vorerst gebannt.

D
ie Verhandlungen hätten -  
wie im letzten NATUR & 
Land berichtet -  im Oktober 

abgeschlossen werden sollen. 
Der Grund für den Ausstieg 
war laut Prem ierm inister Jo­
spin u.a. der wachsende W ider­
stand internationaler Organisa­
tionen gegen das MAI. Ohne 
Frankreich scheinen Verhand­
lungen  n ich t z ie lfü h ren d . 
Trotzdem ist weiter große Vor­
sicht geboten, denn die Franzo­
sen wollen auf der Ebene der 
W elthandelsorganisation WTO 
weiterverhandeln. Hier ist mit 
einer A bstimm ung Ende 1999 
zu rechnen.

Das MAI ist nach Ansicht 
von kritischen Fachleuten wie 
Univ. Prof. Claudia v. Werlhof, 
Innsbruck, „der logische A us­
druck der modernen W eltwirt­
schaft mit immer größerer Ka­
p ita lan h äu fu n g “ B efü rch te t 
wird die Unterwerfung der Po­
litik unter die ökonomischen 
Interessen der M ultis (siehe 
Kasten), denn nach dem MAI 
sollen Unternehm en das Recht 
besitzen, S taaten zu klagen, 
wenn deren Gesetze ihre Inve­
stitionsfreiheit einschränken. 
Dies bedeutet Rechtsicherheit 
nur in eine Richtung, nämlich 
in die der Konzerne, während

der S taa t k e in e  H andhabe  
hätte, um  nötigenfalls seine 
Bürger zu schützen. Claudia v. 
W erlhof bezeichnet das MAI 
als „ein Schutzabkommen für 
Investoren“ . Der Chefverhand- 
ler der österreichischen Bun­
desregierung, Dr. Schekulin, 
sieht es naturgem äß anders: 
„Der Sinn eines internationalen 
Abkommens ist der Teilverlust 
der Staatssouveränität“ . A ußer­
dem würden Klein- und M ittel­
betriebe eine Chance für mehr 
Rechtsicherheit bekommen.
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N eben den politischen, 
ökonomischen und sozia­

len Konsequenzen hätte das 
MAI auch schwerwiegende 
Auswirkungen für die Umwelt. 
Drei Gefahren sind besonders 
gravierend:
•  Der Raubbau an natürli­
chen Ressourcen würde zu­
nehmen
Der ungehinderte Marktzu­
gang für ausländische Investo­
ren -  eines der erklärten 
Hauptziele des MAI -  beträfe 
auch ökologisch sensible Be­
reiche wie etwa die Waldwirt­
schaft, die Fischerei und die 
biologische Vielfalt. Da w ir­
kungsvolle Umweltgesetze in 
den meisten Ländern fehlen, 
würde es ausländischen Un­
ternehmen durch das MAI 
leichter gemacht, Regenwäl­
der aufzukaufen und zu roden, 
den Fischfang in den Seen 
und an den Küsten eines Lan­
des zu forcieren und dadurch 
die Bestände zu dezimieren, 
oder pflanzengenetische Res­
sourcen auszubeuten, ohne 
das Gastland dafür zu entschä­
digen. Bisher gültige Investiti­
onsbeschränkungen für den 
Landerwerb und die Ressour­
cennutzung durch ausländi­
sche Firmen, wie sie in einigen 
Ländern existieren müßten 
entweder sofort aufgehoben 
oder im MAI als länderspezifi 
sehe Ausnahme anerkannt 
werden.
•  Die Erhöhung von Um­
weltstandards würde er­
schwert
Durch den verschärften Stan­
dortwettbewerb infolge der 
angestrebten Liberalisie­
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rungsmaßnahmen würden 
sich die Regierungen ge­
zwungen fühlen, vorgebliche 
oder tatsächliche Investiti­
onshemmnisse zu beseitigen. 
Neben den sozialen und ar­
beitsrechtlichen Normen be­
träfe dies vor allem umwelt­
politische Auflagen und Ge­
setze. Das Risiko eines Anpas­
sungswettlaufs nach unten 
wäre groß. Angesichts des 
ohnehin niedrigen Umwelt­
schutzniveaus 
in vielen Län­
dern wären 
allerdings die 
lä n g e r fr is t i­
gen W irkun­
gen des MAI 
noch schwer­
wiegender: Denn Regierun­
gen könnten aus Standorter­
wägungen auf die notwen­
dige Erhöhung heimischer 
Standards und den Beitritt zu 
internationalen Umweltab­
kommen gänzlich verzichten. 
Diese Tendenz würde durch 
das standstill-Pr'mzp des MAI, 
das die Verabschiedung 
nicht-M AI-konform er Ge­
setze verbietet, noch unter­
stützt.
#  Umweltgesetze würden 
zum Abschuß freigegeben
Durch das im MAI vorgese­
hene investor-state-SUe\t- 
schlichtungsverfahren wird 
den Investoren ein Hebel in 
die Hand gegeben, um gegen 
jedes unliebsame Umweltge­
setz vorzugehen. Wird etwa 
ein ausländisches Unterneh­
men zufällig in besonderer 
Weise von einem neuen Um­
weltgesetz betroffen, kann es 
das Gastland wegen „Diskri­

minierung" auf Schadener­
satz verklagen. Ebenso kann 
jede staatliche Umweltmaß­
nahme, die die Gewinnerwar­
tung eines ausländischen In­
vestors schmälert, von die­
sem als indirekte Enteignung 
interpretiert werden und für 
den Staat Kompensationsfor­
derungen zur Folge haben. 
Daß diese Szenarien nicht an 
den Haaren herbeigezogen 
sind, zeigen Präzedenzfälle,

die im Rahmen des Nordame­
rikanischen Freihandelsab­
kommens (NAFTA) zur Zeit 
verhandelt werden.
Die OECD ist im Verlauf der 
Verhandlungen -  nicht zu­
letzt durch die Interventio­
nen von Umwelt-NGOs -  auf 
die potentie llen öko log i­
schen Risiken des MAI auf­
merksam geworden. Es wird 
daher erwogen, umweltpoli­
tische Gesichtspunkte 
(ebenso wie soziale und ar­
beitsrechtliche) an drei Stel­
len im Abkommen zu veran­
kern:
-  In der Präambel
-  in einem Textabschnitt, der 

die Absenkung von Stan­
dards unterbinden soll

-  in den Leitsätzen für multi­
nationale Unternehmen, 
die dem MAI als Anhang 
angefügt werden sollen.

Die Aussagen in der Präam­
bel und den Leitsätzen wären

jedoch unverbindlich und 
damit politisch unwirksam, 
der Textabschnitt im Abkom­
men selbst würde bestenfalls 
die Absenkung von Umwelt­
standards infolge des MAI 
verbieten. Die Blockade 
höherer Standards, die Torpe­
dierung von Umweltgesetzen 
durch transnationale Unter­
nehmen und die verstärkte 
Plünderung natürlicher Res­
sourcen würde dadurch nicht 

verhindert.
Als einzige 
Chance, den 
g e g e n w ä rti­
gen MAI-Ent- 
wurf umwelt­
konform  zu 
m a c h e n ,  

sehen m ittle rw e ile  auch 
manche Regierungsvertreter 
die Aufnahme einer allgemei­
nen Ausnahmeklausel für 
den gesamten Umweltbe­
reich in den Vertragstext.
Aus:„Alles neu macht das MAI!?" Das M ulti­
laterale Investitionsabkommen -  Informa­
tionen, Hintergründe, Kritik.
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Das MAI 
bedroht die Umwelt
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